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Liebe Freundinnen und Freunde der  
sozialdemokratischen Kommunalpolitik,

schwere Zeiten in den Kommunen 
kommen auf uns zu. Die niedersäch-
sische Steuerschätzung aus dem Mai 
2020 verheißt nichts Gutes. Gleich-
wohl ist festzustellen, dass wir in 
Niedersachsen trotz aller Befürch-
tungen, was die Anzahl der Infizier-
ten angeht, bis dato glimpflich durch 
die Krise gekommen sind, wenn man 
das insbesondere mit dem Bundes-
land Bayern vergleicht. Ich persön-
lich empfinde das Vorgehen der nie-
dersächsischen Landesregierung als 
wohltuend ruhig und zielorientiert. 
Keine Schnellschüsse, keine endlo-
sen Debatten über Lockerungen, 
sondern ein planvolles Vorgehen, 
auch wenn es an der ein oder ande-
ren Stelle mal hakt. Nun gilt es aber 
neben dem weiteren kritischen Be-
obachten der Infizierten-Zahlen das 
Zurückkehren in eine neue Norma-
lität zu organisieren. Bundesfinanz-
minister Olaf Scholz hat mit seinem 
Vorschlag für ein Kommunales Soli-
darpaket ein Zeichen gesetzt, wobei 
die Vorleistungen in Niedersachsen 
im Zukunftsvertrag umfänglich zu 
berücksichtigen sind und die Ver-
teilung zwischen großstädtischen 
und ländlichen Strukturen allerdings 
noch besser ausbalanciert werden 
sollte. In den Kommunen wird die 
Infrastruktur vor Ort gestaltet. Ein 
„Wegsparen“ führt zu nicht wieder-
herzustellenden Einbußen. Ein The-
ater, was aufgrund ausbleibender 
Unterstützung durch die Kommu-
nen schließen muss, wird nicht in 
drei Jahren bei besserer Finanzlage 
einfach wieder öffnen. Ein kom-
munales Schwimmbad, was nicht 
mehr betrieben werden kann, weil 
notwendige Sanierungsmaßnahmen 
ausbleiben müssen, kann nur mit 
erheblichem Mehraufwand wieder 
geöffnet werden, wenn überhaupt. 

Eines hat die Corona-Pandemie aber 
auch aufgezeigt: Die Notwendigkeit 
eines gut aufgestellten kommunalen 

Franz Einhaus� Foto: SGK

Krankenhaussystems. Der in der Ver-
gangenheit stattgefundene Verkauf 
von kommunalen Krankenhäusern 
an private Investoren – insbesondere 
Anfang der 2000er Jahre – war für 
die Kommunen häufig ein Befrei-
ungsschlag aus stetig ansteigenden 
Bezuschussungen der kommunalen 
Krankenhäuser. Gerade die Corona-
Krise macht aber deutlich, dass es 
von elementarer Bedeutung ist, vor 
Ort über ein eigenes Krankenhaus 
zu verfügen, das in der Kompetenz 
eines öffentlichen Trägers steht und 
nicht vom Wohl oder Wehe eines wo-
möglich börsennotierten Unterneh-
mens, was alleinig profitorientiert 
ist, abhängig ist. Ich bin froh, dass 
hier ein Umdenken in der Politik und 
der Gesellschaft stattfindet. Gleich-
wohl ist dafür aber notwendig, dass 

die Kommunen dementsprechend 
finanziell ausgestattet werden, dass 
sie dieser für die Gesundheit der Be-
völkerung wichtigen Aufgabe der 
regionalen Krankenhausversorgung 
nachkommen können.

In den kommenden Monaten wer-
den die kommunalen Haushalte 
oder Nachtragshaushalte aufgestellt. 
Keine leichte Aufgabe, die zeitlich 
auch in die Vorbereitungen für die 
Kommunalwahlen im Herbst 2021 
fällt. Mit dem notwendigen Wissen 
auszurüsten, diese Herausforderung 
zu meistern, ist auch die Aufgabe 
der Bildungsarbeit der SGK Nieder-
sachsen, die mit Vorsicht auch wie-
der Präsenz-Veranstaltungen plant. 
Digitale Seminare und Austausch-
formate werden sicherlich immer ein 

Teil unserer Arbeit bleiben, aber sich 
persönlich gegenüber zu sitzen, im 
Gespräch auszutauschen und seinen 
Horizont zu erweitern ist etwas, wo-
nach sich viele sehnen. Das persönli-
che Zusammentreffen von an einem 
Thema Interessierten ist eben durch 
nichts zu ersetzen.

In diesem Sinne wünsche ich euch 
eine schöne Zeit und bleibt gesund,

Euer

Franz Einhaus
Landrat des Landkreises Peine
SGK-Vorsitzender
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SGK Niedersachsen plant Kommunalkongresse

Foto: Carola Langer/pixelio.de

Screenshot (2): SGK Niedersachsen

Im Herbst des kommenden Jah-
res finden in Niedersachsen Kom-
munalwahlen statt. Um amtie-
rende Kommunalpolitiker*innen, 
die sich erneut zur Wahl stellen, 
neue Kandidat*innen und die 
Wahlkämpfer*innen bei der Vorberei-
tung der Wahl zu unterstützen, wird 
die SGK Niedersachsen sechs Kom-

munalkongresse durchführen. Ziel ist 
es, den Teilnehmenden das inhaltli-
che, also themenbezogene, und das 
praktische Rüstzeug für einen erfolg-
reichen Wahlkampf zu vermitteln.

Ziel des Auftaktkongresses ist auch, 
Menschen für ein kommunales Man-
dat zu motovieren. Dafür werden in 

Gesprächsinseln Möglichkeiten zum 
Austausch mit erfahrenen Kommuna-
los geschaffen.

SAVE THE DATE: Der Auftakt der 
Kongressreihe findet am 19. Sep-
tember 2020 in Hannover statt. 
Soweit die Corona-Pandemie es 
zulässt, wird der Auftakt in Prä-

senzform stattfinden. Alternativ 
ist eine digitale Konzeption in 
Vorbereitung.

Vier themenbezogene Tagungen wer-
den folgen, bevor eine abschließende 
Veranstaltung im Frühsommer 2021 
die heiße Wahlkampfphase einläutet.

Homepage  
überarbeitet

Die Homepage der SGK Nieder-
sachsen wurde überarbeitet. Die 
Menüführung wurde neu struktu-
riert und damit wesentlich über-
sichtlicher und bedienerfreund-
licher. Zukünftig sollen auch die 
Anmeldungen für Seminare und 
Veranstaltungen über die Home-
page möglich werden. 

www.sgk-niedersachsen.de
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SGK Niedersachsen  
jetzt auch auf Facebook  
und Instagram

Kommunikation über die sozialen 
Netzwerke nimmt einen immer grö-
ßeren Stellenwert ein. Die SGK Nie-
dersachsen trägt dieser Entwicklung 
Rechnung und kommuniziert jetzt 
auch über Facebook und Instagram. 

Neben Meldungen, die für 
Kommunalpolitiker*innen interessant 
sind, werden auch Veranstaltungs- 

und Seminarhinweise veröffentlicht.

Wer auf Facebook und/oder Insta-
gram aktiv ist, bekommt damit ne-
ben dem SGK Newsletter und dem 
SGK Niedersachsen extra in der DE-
MO aktuelle News aus der kommu-
nalen Welt. 

Kommunen in der Krise – Absturz 
verhindern, Aufstieg sichern! 
Öffentliche Leistungs- und Investitionsfähigkeit erhalten

Autor Arne Schneider, Haushaltsdirektor der Freien und Hansestadt Hamburg

Vorbemerkung: Dieser Debatten
beitrag entstand vor Bekanntwerden 
des Koalitionsbeschlusses (Eckpunkte 
für ein Konjunkturpaket des Bundes) 
vom 3. Juni 2020.

Die COVID-19-Krise trifft die Kommu-
nen besonders hart. Die Kommunen 
gewährleisten auch in dieser Krise 
wieder einmal, dass die öffentlichen 
Einrichtungen weiterhin zuverlässig 
funktionieren, organisieren und er-
bringen Mehrleistungen im Gesund-
heitswesen und bieten notwendige 
Hilfen für die Menschen in sozialer 
Not. Damit verbunden ist in der Krise 
ein erheblicher Mehraufwand. 

Gleichzeitig steht den Kommunen 
ein gewaltiger Absturz bei den Er-
trägen bevor. Vor allem die Erträge 
aus der besonders konjunkturabhän-
gigen Gewerbesteuer brechen ein, 
aber auch die Einkommensteuer und 
Umsatzsteuer, an denen die Städte 
und Gemeinden ebenfalls betei-
ligt sind. Zudem brechen die Erlöse 
aus der Kommunalwirtschaft weg, 
während gleichzeitig bei den öffent-
lichen Unternehmen ein erhöhter 
Aufwand zu verzeichnen ist. Gewal-

tige Stundungen von Steuern, Ge-
bühren, Mieten, Pachten werden zu 
weiteren Ertragseinbrüchen bei den 
Kommunen und wahrscheinlich zu 
einem dauerhaften Schaden in den 
kommunalen Kassen führen.

Diese Krise trifft alle Kommunen, 
nicht nur die bisher strukturschwa-
chen, sondern jetzt insbesondere 
die finanzstarken Städte. In den 
Städten konzentrieren sich die sozi-
alen Folgen der Krise. Zu befürchten 
ist eine Zunahme von Menschen in 
wirtschaftlicher Not, die zu einer 
erheblichen Zunahme bei den Sozi-
alleistungen insbesondere bei den 
Kosten der Unterkunft führen wird. 

Die pandemiebedingten Maßnah-
men des Bundes und der Länder 
dürfen nicht dazu führen, dass die 
Kommunen ihre Haushalte herunter-
fahren müssen, um die pandemie-
bedingten Mehraufwendungen und 
Mindererträge selbst zu erwirtschaf-
ten. Vielmehr werden die Auszah-
lungen aus den kommunalen Haus-
halten dringend benötigt, um nach 
der Krise die Konjunktur wieder an-
zukurbeln.

Kommunaler Solidarpakt 2020
Die Kommunen brauchen schnelle 
und wirksame Unterstützung. Dafür 
sorgen will Bundesfinanzminister Olaf 
Scholz, der Mitte Mai die Eckpunkte 
eines Kommunalen Solidarpaktes 

2020 vorgestellt hat, die eine Kom-
pensation der Gewerbesteuerausfälle 
in Höhe von 11,8 Milliarden Euro und 
die Übernahme kommunaler Liquidi-
tätskredite in Höhe von rund 45 Mil-
liarden Euro vorsehen. Danach sollen 
Bund und Länder den Städten und 
Gemeinden einen pauschalierten Aus-
gleich für die im Jahre 2020 durch die 
Folgewirkungen der COVID-19-Pan-
demie zu erwartenden Minderein-
nahmen bei der Gewerbesteuer ge-
währen und die Kommunen mit über-
mäßigen Liquiditätskrediten einmalig 
entlasten. Den Kommunen würde so 
hinsichtlich der Ertragsausfälle und ih-
rer Liquidität sehr geholfen.

Foto: Rainer Sturm/pixelio.de
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Entlastung bei den
Sozialleistungen
Damit ist allerdings noch nicht die 
wesentliche Ursache beseitigt, die 
in konjunkturell schweren Zeiten bei 
den Städten und Gemeinden zu gro-
ßen Altschuldenbeständen geführt 
hat. Schon seit Jahrzehnten sind die 
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kommunalen Finanzen gefangen in 
der Zangenbewegung von steigen-
den Sozialleistungen und volatilen Ein-
nahmen. Auch in dieser Krise ist auf 
Grund zunehmender Arbeitslosigkeit 
und Kurzarbeit mit einen Anstieg der 
Kosten der Unterkunft zu rechnen, die 
zu einem ganz wesentlichen Teil von 
den Kommunen zu tragen sein wer-
den. Um diesem Umstand sachlich 
und strukturell zu begegnen, sollte 
der Bund seinen Anteil an den Kosten 
der Unterkunft in den nächsten fünf 
Jahren deutlich erhöhen. Damit wür-
den die Kommunen mit hohen Sozial
lasten in der Krise ursachengerecht 
unterstützt. Die im SPD-Regierungs-
programm verankerte nachhaltige 
Entlastung bei den Sozialausgaben 
sollte umgehend erfolgen. Jetzt gilt 
es die Entstehung neuer kommunaler 
Verschuldung zu vermeiden.

Konjunkturprogramm 
Wachstum und Klimaschutz
Damit sich nach den Einschränkun-
gen des privaten und öffentlichen 

Lebens Wirtschaft und Gesellschaft 
schnell wieder erholen können, müs-
sen insbesondere die Kommunen in 
ihrer Leistungsfähigkeit erheblich 
gestärkt werden. Dann kann es ge-
lingen, aus der Krise gestärkt her-
vorzugehen. Um die Nachfrage zu 
stärken müssen die kommunalen 
Investitionen insbesondere in den 
Bereichen Bildung, Mobilität und 
Digitalisierung gestärkt werden.

Bundesfinanzminister Olaf Scholz 
wird ein Konjunkturprogramm vor-
legen, dessen begrenzten Ressour-
cen zielgenau eingesetzt werden 
sollen, damit die Maßnahmen schon 
in diesem und im nächsten Jahr 
eine ankurbelnde Wirkung entfal-
ten können. Ein Teil der befristeten 
Maßnahmen soll auf Zukunftsinves-
titionen ausgerichtet sein und den 
Strukturwandel unterstützen. U.a. 
die Bereiche Klimaschutz und Ener-
giewende sollen gefördert werden. 
Dabei muss sichergestellt werden, 
dass die bereits in den kommunalen 

Haushalten veranschlagten Investi
tionen vorrangig umgesetzt werden 
können. 

Die Anforderungen an die Förde-
rung durch das Konjunkturpaket 
sollten auf ein notwendiges Maß 
reduziert werden, um eine schnelle 
Umsetzung zu ermöglichen. Von der 
kommunalen Kofinanzierungspflicht 
sollte bis auf weiteres Abstand ge-
nommen werden.

Arne Schneider� Foto: privat IMPRESSUM
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Mai-Steuerschätzung
Steuerausfälle von rund 1,5 Milliarden Euro für die 
niedersächsischen Kommunen

Autor SGK Niedersachsen

Für die niedersächsischen Gemeinden 
weist die Steuerschätzung von Mai 
2020 Einnahmeeinbrüche aus. Aus 
der Regionalisierung ergeben sich 
Rückgänge gegenüber der Steuer-
schätzung von Oktober 2019 in Höhe 
von 1.122 Millionen Euro im Jahr 2020, 
375 Millionen Euro im Jahr 2021, 521 
Millionen Euro im Jahr 2022, 488 Mil-
lionen Euro im Jahr 2023 und 451 Mil-
lionen Euro im Jahr 2024.

Es ergeben sich rechnerisch aus den 
Mindereinnahmen auf Landesebene 
auch geringere Zahlungen im kom-
munalen Finanzausgleich in Höhe von 
536 Millionen Euro (2020), 212 Millio-
nen Euro (2021), 223 Millionen Euro 
(2022), 156 Millionen Euro (2023) und 
132 Millionen Euro (2024). 

Der Landeshaushalt kann 2020 mit 
insgesamt rund 26,6 Milliarden Euro, 

2021 mit rund 29,5 Milliarden Euro, 
2022 mit 30,2 Milliarden Euro, 2023 
mit 31,2 Milliarden Euro und 2024 
mit 32,4 Milliarden Euro Steuerein-
nahmen rechnen. Nach dem Kommu-
nalen Finanzausgleich ergeben sich 
rechnerisch Rückgänge gegenüber 
den aktuellen Planungen in Höhe von 
2,8 Milliarden Euro in 2020, 1,1 Milliar-
den Euro in 2021, 1,2 Milliarden Euro 
in 2022, 0,8 Milliarden Euro in 2023 
und 0,7 Milliarden Euro in 2024. 

Mit der aktuellen Steuerschätzung 
wurden erstmal die Folgewirkungen 
des Corona-bedingten Wachstums-
einbruchs geschätzt. Die durchgrei-
fende wirtschaftliche Problematik der 
aktuellen Krise besteht darin, dass es 
anders als bei den meisten früheren 
großen konjunkturellen Einbrüchen 
zu einem simultanen Angebots- und 
Nachfrageschock kommt und dies 
sowohl auf dem Inlands- als auch 
den Auslandsmärkten. Das reale 
Wirtschaftswachstum wird für 2020 
mit minus 6,3 Prozent (ursprüngliche 
Annahme: 1,0 Prozent) und für 2021 
mit plus 5,2 Prozent (ursprüngliche 
Annahme 1,3 Prozent) prognostiziert. 

Für die Jahre ab 2021 wird die Kon-
junktur zwar nach der Schätzpro
gnose wieder anziehen, die Folgen 
des Einbruchs in 2020 wirken jedoch 
aufgrund der erfolgten Niveau

absenkung fort. Insgesamt kommt 
es infolge der Corona-Pandemie 
neben den konjunkturellen Minder-
einnahmen auch zu nennenswerten 
dauerhaften strukturellen Minder-
einnahmen. Aufgrund der schwe-
ren Abschätzbarkeit des weiteren 
Pandemieverlaufs und fehlender his-
torischen Erfahrungen mit ähnlichen 
Situationen ist die aktuelle Projektion 
mit einem besonders hohen Maß an 
Unsicherheit verbunden. 

Foto: Rainer Sturm /pixelio.de

Im Mai wurde der 33-jährige Dennis 
Rohde aus dem Bezirk Weser-Ems 
zum haushaltspolitischen Sprecher 
der Bundestagsfraktion gewählt. Als 
neuer haushaltspolitischer Sprecher 
wird Dennis Rohde in der momenta-
nen Krise alles daransetzen, gemein-
sam mit der SPD-Bundestagsfrakti-
on schnell aber effektiv Impulse 
zur Stabilisierung der Wirtschaft zu 
setzen und Arbeitsplätze zu sichern. 
„Wichtig ist dabei: es geht nicht 
um die Absicherung von Boni und 

Dividende – wir erwarten auch von 
Vorständen und Aktionären einen 
Anteil bei der Bewältigung der Kri-
se. Als haushaltspolitischer Sprecher 
ist mir wichtig, dass wir nachhaltige 
Maßnahmen beschließen und bei-
spielsweise staatliche Subventionen 
und Förderprogramme künftig un-
ter der Überschrift eines möglichen 
Beitrags zur Krisenfestigkeit unse-
res Landes diskutieren“, so Dennis 
Rohde zu den für ihn wichtigen Zie-
len in den kommenden Wochen. 

Dennis Rohde zum neuen  
haushaltspolitischen Sprecher  
der Bundestagsfraktion gewählt
Autor SGK Niedersachsen

Dennis Rohde� Foto: Susi Knoll

Angebote der SGK Niedersachsen  
für die politische Arbeit

Die Fraktion möchte sich eine Geschäftsordnung geben?

Die SGK Niedersachsen hat eine Muster-Geschäftsordnung 
erarbeitet, die an die jeweiligen örtlichen Bedürfnisse 
angepasst werden kann. Praktische Erfahrungen, 
insbesondere bei Streitigkeiten in der Fraktion, begründen 
die Empfehlung, eine Geschäftsordnung zu verabschieden. 

Zu beziehen bei der SGK-Landesgeschäftsstelle:  
manfred.puehl@spd.de
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Afra Gamoori (SPD) mit dem  
Helene-Weber-Preis 2020 ausgezeichnet
Jury benannte bundesweit 15 engagierte Kommunalpolitikerinnen / Preis wird vom 
Bundesfrauenministerium verliehen

Autor SGK Niedersachsen

Der Helene-Weber-Preis zeichnet 
Frauen aus, die sich ehrenamtlich 
in der Kommunalpolitik besonders 
engagieren. Eine Jury unter Vorsitz 
des Bundesfrauenministeriums wähl-
te Ende Mai die 15 Preisträgerinnen 
aus, darunter die 28-jährige Hanno-
veranerin Afra Gamoori. Sie ist Rats-
frau der Landeshauptstadt Hannover 
und stellvertretende Fraktionsvorsit-

zende. Afra Gamoori beendet der-
zeit ihren Master of Education und 
arbeitet als Lehrerin. Sie ist Mitglied 
im Vorstand des Unterbezirks Regi-
on Hannover und im ASF-Bundes
vorstand sowie stellv. Vorsitzende 
im Bezirk Hannover.

Mit dem Helene Weber-Preis zeich-
net das Bundesfrauenministerium 

Neueinsteigerinnen in der Kommu-
nalpolitik – unabhängig von Lebens-
alter und Parteizugehörigkeit – für 
herausragende kommunalpolitische 
Leistungen in den Bereichen Zivil-
gesellschaft, Frauen, Gleichstellung 
und Vielfalt aus. Darüber hinaus 
sollen die Preisträgerinnen auch Vor-
bilder für andere Frauen sein, sich in 
der Kommunalpolitik einzubringen. 
Für den Helene Weber-Preis 2020 
wurden 66 Frauen vorgeschlagen. 
Die Jury bestand aus Vertreterinnen 
und Vertretern der politischen Stif-
tungen, des Deutschen Frauenrates, 
der kommunalen Spitzenverbände 
und des Helene-Weber-Netzwerkes.

Frauen werden gefördert
Mit dem Preis, der vom Bundes
frauenministerium verliehen wird, ist 
eine konkrete Förderung verbunden: 
Die ausgezeichneten Frauen erhal-
ten ein Preisgeld, um Aktivitäten vor 
Ort durchzuführen, ein individuelles 
Coaching, um ihre politische Kar-
riere zu planen und Trainings zum 
Aufbau eines Netzwerkes. Die Preis-
trägerinnen sollen am 8. September 
2020 von Bundesfrauenministerin 
Dr. Franziska Giffey ausgezeichnet 
werden.

Der Helene-Weber-Preis
Das Bundesfrauenministerium hat 
den Helene Weber-Preis bereits 
2009, 2011 und 2015 an heraus-
ragende Kommunalpolitikerinnen 
verliehen. Die bisherigen Preis-
trägerinnen haben sich zu einem 
bundesweiten und parteiüber-
greifenden Netzwerk zusammen-
geschlossen, dem Helene-Weber-
Netzwerk. 

Die Preisträgerinnen wirken zudem 
im Helene-Weber-Kolleg, einer 
bundesweiten und parteiübergrei-
fenden Plattform, als Vorbilder 
und Botschafterinnen für mehr 
Frauen in der (Kommunal-)Politik. 
Preis und Kolleg sind nach Helene 
Weber benannt, einer Streiterin für 
das Frauenwahlrecht und einer der 
Mütter des Grundgesetzes.

Afra Gamoori� Foto: Tobias Pietsch

Mit Blickpunkt, Aktuelles, Kommunal-Blog, DEMO-Kommunalkongress, Reporte, u. v. m.
MEHR INFOS. MEHR HINTERGRÜNDE. 

BESUCHEN 
SIE UNS AUF
www.demo-online.de
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ab dem nächsten Jahr Neuwahlen 
an. 

Dabei ist nach der damaligen Rechts-
lage (Umstellung der Wahlzeit von 
acht Jahren auf fünf Jahre) zu diffe-
renzieren:

1. Hat der*die neugewählte 
Hauptverwaltungsbeamte*beamtin 
das Amt am 1.11.2014 angetreten, 
gilt § 80 Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 
NKomVG: die Amtszeit umfasst die 
Restdauer der laufenden Wahlpe-
riode (bis 2016) und die Dauer der 
folgenden allgemeinen Wahlperi-
ode (bis 2021). Neuwahltermin ist 
danach grundsätzlich 2021.

Das dürfte vor allem in den Fäl-
len gelten, in denen 2014 die 
Amtsinhaber*innen zur Wiederwahl 
anstanden.

2. Hat der*die neugewählte 
Hauptverwaltungsbeamte*beamtin 
das Amt in der Zeit vom 1.1. bis 
31.10.2014 angetreten, gilt die Über-
gangsregelung des § 80 Absatz 7: 
der Landesgesetzgeber ging 2013 
davon aus, dass davon ca. 20 Kom-

Neuer Direktwahltermin 2021/2022 bei 2014 gewählten Amtsinhaber*innen

Frage:
Unser Hauptverwaltungsbeamter ist 
zusammen mit der Europawahl am 
25.5.2014 gewählt worden und hat 
sein Amt in Nachfolge seines in Ru-
hestand getretenen Vorgängers im 
September 2014 angetreten. Wann 
findet die Neuwahl statt?

Antwort:
Am 25.5.2014, parallel zur Europa-
wahl und in anschließenden Stich-
wahlen, haben insgesamt 215 Di-
rektwahlen in Niedersachsen statt-
gefunden:

– 1 Regionspräsidentin/Regionspräs-
   denten in der Region Hannover, 

– 13 Landrätinnen/Landräte, 

– 6 Oberbürgermeisterinnen/Obe-
   bürgermeister, 

– 59 Samtgemeindebürgermeist-
   rinnen/Samtgemeindebürgermei-
   ter und 

– 136 Bürgermeisterinnen/Bürge-
   meister. 

In den meisten Fällen stehen daher 

Aus der Beratungspraxis der SGK

Foto: Erich Westendarp/pixelio.de

Arbeitsplätze erhalten 
SPD-Küstengang fordert Berücksichtigung der  
maritimen Branche im Corona-Konjunkturprogramm 

Autor SGK Niedersachsen

Die Coronakrise stellt auch die ma-
ritime Branche vor enorme Heraus-
forderungen. Die SPD-Küstengang 
fordert gezielte Maßnahmen, um die 
Zukunft der maritimen Wirtschaft, 
die Standorte und Beschäftigung in 
Deutschland zu sichern. Diese Maß-
nahmen sollen den Abgeordneten 
zufolge im Einklang mit den mit den 
anstehenden Transformationsprozes-
sen der Wirtschaft stehen, die sich 
insbesondere aus den Folgen des 
Klimawandels ergeben. Es werden 

unter anderem die klimafreundliche 
und nachhaltige Erneuerung der öf-
fentlichen Flotte, die Bereitstellung 
der Infrastruktur für nachhaltige 
Antriebstechnologien und Anreize 
für die Produktion von Wasserstoff 
gefordert.
 
„Es sind jetzt nachhaltige Maßnah-
men für den Erhalt der Arbeitsplätze 
in der maritimen Wirtschaft nötig. 
Dabei sollte das Notwendige mit 
dem Nützlichen verbunden werden 

und die Chancen des Klimaschutzes 
konsequent genutzt werden“, kom-
mentiert der Lotse der SPD-Küsten-
gang, Johann Saathoff, das Papier. 

Hier ist das Werftenpapier der SPD-

Küstengang zu finden:  
https://www.johann-saathoff.
de/2020/05/20/werftenpapier-der-spd- 
kuestengang-maritime-wirtschaft-im-
corona-konjunkturprogramm- 
beruecksichtigen/

munen betroffen sein werden (Land-
tags-Drucksache 17/578, Seite 17).

Die Wahlzeit beträgt danach über-
gangsweise nach der alten Rechts-
lage 8 Jahre. 

Die Neuwahl steht in eurem Fall da-
her erst 2022 an. 

Damit ver-
bunden ist 
nach § 80 
Absat z  3 
Satz 1 Nr. 3 
die Rechtsfol-
ge, dass die 
neue Amtszeit 
bis 2031 dauert 
(2022 bis 2026 
und anschlie-
ßend 5 Jahre bis 
2031).

Anmerkung:
Aus Anlass der 
Corona-Pandemie 
haben die Regie-
rungsfraktionen ei-
nen Gesetzentwurf 
in den Landtag ein-

gebracht (LT-Dr. 18/6482), in dem 
u.a. Vorschriften des Kommunal-
verfassungsrechts und Kommunal-
wahlrechts geändert werden sollen. 
Dadurch könnte sich die Rechtslage 
im Hinblick auf HVB-Wahlen in 2021 
und 2022 noch ändern. Über den 
Gesetzentwurf hat der Landtag bei 
Redaktionsschluss noch nicht ent-
schieden. 


